
Vorlagefrage 

Ist bei einer nachträglichen buchmäßigen Erfassung im Sinne 
von Art. 220 des Zollkodex der Gemeinschaften ( 1 ) davon aus
zugehen, dass die in Art. 33 Buchst. f des Zollkodex aufgestellte 
Voraussetzung, unter der Einfuhrabgaben nicht in den Zollwert 
einbezogen werden, erfüllt ist, wenn der Verkäufer und der 
Käufer der betreffenden Waren die Lieferbedingung „delivered 
duties paid“ vereinbart haben und dies in der Zollanmeldung 
angegeben ist, auch wenn sie bei der Ermittlung des Transakti
onspreises — zu Unrecht — davon ausgegangen sind, dass bei 
der Einfuhr der Waren in die Gemeinschaft kein Zoll zu ent
richten sein werde, und demzufolge auf der Rechnung und in 
oder bei der Anmeldung kein Zollbetrag angegeben ist? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1) 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs 
(Österreich) eingereicht am 4. September 2009 — 

Pensionsversicherungsanstalt gegen Dr. Christine Kleist 

(Rechtssache C-356/09) 

(2009/C 282/49) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pensionsversicherungsanstalt 

Beklagte: Dr. Christine Kleist 

Vorlagefragen 

1. Ist Art 3 Abs 1 lit c der Richtlinie 76/207/EWG des Rates 
vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich 
des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedin
gungen ( 1 ) in der Fassung der Richtlinie 2002/73/EG dahin 
auszulegen, dass er — im Rahmen eines Arbeitsrechtssys
tems, das beim allgemeinen Kündigungsschutz der Arbeit
nehmer auf deren soziale (finanzielle) Angewiesenheit auf 
den Arbeitsplatz abstellt — der Bestimmung eines Kollektiv
vertrags entgegensteht, die einen über den gesetzlichen all
gemeinen Kündigungsschutz hinausgehenden besonderen 
Kündigungsschutz nur bis zu jenem Zeitpunkt vorsieht, in 
dem typischerweise eine soziale (finanzielle) Absicherung 
durch die Leistung einer Alterspension gegeben ist, wenn 
diese Alterspension für Männer und Frauen zu unterschied
lichen Zeitpunkten anfällt? 

2. Steht Art 3 Abs 1 lit c der Richtlinie 76/207/EWG in der 
Fassung der Richtlinie 2002/73/EG im Rahmen des dar
gestellten Arbeitsrechtssystems der Entscheidung eines öf
fentlichen Arbeitgebers entgegen, der eine Arbeitnehmerin 
wenige Monate nach dem Zeitpunkt kündigt, in dem sie 
eine Absicherung durch eine Alterspension hat, um neue 
am Arbeitsmarkt bereits andrängende Arbeitnehmer ein
zustellen? 

( 1 ) ABl. L 39, S. 40 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation 
(Frankreich), eingereicht am 17. September 2009 — Josep 
Penarroja Fa/Procureur général près la Cour d’appel de 

Paris 

(Rechtssache C-372/09) 

(2009/C 282/50) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour de cassation 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Josep Penarroja Fa 

Beklagter: Procureur général près la Cour d’appel de Paris 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 50 EG-Vertrag dahin auszulegen, dass er sich auf die 
Aufgabe beziehen kann, mit der ein Fachkundiger betraut 
ist, der in einem den nationalen Gerichten unterbreiteten 
Rechtsstreit von dem mit diesem Rechtsstreit befassten Ge
richt unter den oben dargelegten Voraussetzungen zum 
Sachverständigen bestellt wird? 

2. Ist die Teilnahme an der Ausübung öffentlicher Gewalt im 
Sinne von Art. 45 Abs. 1 EG-Vertrag dahin auszulegen, dass 
die Aufgabe eines von einem französischen Gericht bestell
ten Sachverständigen, wie sie in den französischen Zivil- 
und Strafverfahrensvorschriften sowie im Gesetz Nr. 71 
[4]98 vom 29. Juni 1971 und im Dekret Nr. 2004 1463 
vom 23. Dezember 2004 geregelt ist, darunter fällt? 

3. Sind die Art. 43 und 49 EG-Vertrag in dem Sinne auszule
gen, dass sie Rechtsvorschriften wie denjenigen des Gesetzes 
Nr. 71 [4]98 vom 29. Juni 1971 und des Dekrets Nr. 2004 
1463 vom 23. Dezember 2004, jeweils in geänderter Fas
sung, entgegenstehen, wonach die Eintragung in eine von 
einer Cour d’appel geführte Liste von Voraussetzungen
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